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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zu den Beziehungen zwischen den nationalen Parlamenten 
und dem Europäischen Parlament 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

— unter Hinweis auf den Entwurf eines Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Union, den es am 14. Februar 1984 ange- 
nommen hat, sowie die begleitende Entschließung^), 

— unter Hinweis auf seine Aufforderung vom 17. April 1986 an 
die nationalen Parlamente, bei der Ratifizierung der Einheit- 
lichen Akte die nationalen Regierungen auf deren Unzuläng- 
lichkeiten hinzuweisen^), 

— in Kenntnis der hierzu von nationalen Parlamenten vorgeleg- 
ten Dokumente und verabschiedeten Entschheßungen, 

— unter Hinweis auf die Kontakte zwischen den jeweiligen Dele- 
gationen seines Institutioneilen Ausschusses und der Parla- 
mente der Mitgliedstaaten, 

— unter Hinweis auf seine Entschheßung vom 17. April 1985 zum 
Stand der Beratimgen in den nationalen Parlamenten zum 
Vertragsentwurf zur Gründung der Europäischen Union^) 
sowie auf seine Entschheßung vom 17. Juni 1988 zum demo- 
kratischen Defizit^) 

— in Kenntnis der Entschheßimgsanträge Dok. 2-390/84, 2-1317/ 

84/rev., B2-311/86, B2-593/87, B2-648/87, B2-1812/87, 

B2-1813/87, B2-187/88, 

— in Kenntnis des Berichts seines Institutioneilen Ausschusses 
(Dok. A2-348/88), 

A. in der Erkenntnis, daß die zahlreichen Besuche bei wenig 
wechselnder Zusammensetzung der Delegationen zwar den 


ABI. Nr. C 77 vom 19. März 1984, S. 33 
2) ABI. Nr. C 120 vom 20. Mai 1986, S. 96 
ABI. Nr. C 122 vom 20. Mai 1985, S. 82 
ABI. Nr. 187 vom 18. Juü 1988, S. 229 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments - 07317 - vom 9. März 1989. 
Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung vom 16. Februar 1989 angenommen. 
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notwendigen Kontakt, insbesondere den persönlichen, schaf- 
fen und vertiefen können, aber der Förderung der gemein- 
samen Arbeit nicht in hinreichendem Maße zuträglich sind, 

B. unter Berücksichtigung der Tatsache, daß in den nächsten 
Jahren ein erhebücher Anteil der die Wirtschaft betreffenden 
Gesetzgebung und wahrscheinlich ein wesentlicher Anteil der 
Fiskal- und Sozialgesetzgebtmg auf Gemeinschaftsebene er- 
lassen werden dürfte imd daß dies eine sehr viel engere und 
detailliertere Zusammenarbeit mit den nationalen Parlamen- 
ten dringend erforderlich macht, 

C. in der Erkenntnis, daß es erforderlich ist, die nationalen Parla- 
mente und ihre Mitglieder über die Arbeit des Europäischen 
Parlaments und über die notwendige weitere Entwicklung der 
Europäischen Gemeinschaft zur Europäischen Union besser 
zu informieren — 

1. hält eine konkrete Zusammenarbeit mit Vertretern der natio- 
nalen Parlamente für unabdingbar, um die weiteren institutio- 
neilen Reformen, so etwa die verstärkte Einbeziehung des 
Europäischen Parlaments in die Gesetzgebung der Europäi- 
schen Gemeinschaft, die Verstärkimg der Exekutivbefugnisse 
der Kommission, die Weiterentwicklung der Europäischen 
Währungsunion und die Weiterentwicklung der Europäischen 
Politischen Zusammenarbeit zu fördern und entsprechende 
Änderungen der Gründungsverträge der Gemeinschaft auf 
der Grundlage der entsprechenden Bestimmungen des Ver- 
tragsentwurfs des Europäischen Parlaments zur Gründung der 
Europäischen Union, die der Ratifizierung durch die natio- 
nalen Parlamente bedürfen, vorzubereiten; 

2. hält eine enge Zusammenarbeit zwischen dem Europäischen 
Parlament und den nationalen Parlaimenten auf allen Sachge- 
bieten wie etwa Umweltschutz, Verbraucherschutz, Verkehrs- 
pohtik, Energiepolitik, die sowohl auf der Ebene der Europäi- 
schen Gemeinschaft als auch auf der Ebene der Mitgliedstaa- 
ten pohtisch durch die Legislative und Exekutive gestaltet 
werden müssen, für dringend geboten; 

3. hält es insbesondere für notwendig, daß die nationalen Parla- 
mente die vertragsgemäße Anwendung der Einheitlichen 
Akte durch die jeweüigen nationalen Vertreter im Ministerrat 
und im Europäischen Rat überwachen und auf eine zügige 
Umsetzung, insbesondere der den Binnenmarkt betreffenden 
Richtlinien, in nationales Recht der Mitgüedstaaten bedacht 
sind, und wird aus diesem Grund für eine kontinuierüche 
Information der nationalen Parlamente, insbesondere über 
den Stand der Entwicklung des Biimeimiarktes, Sorge tragen; 

4. begrüßt die Schaffung spezieller Ausschüsse und Unteraus- 
schüsse sowie Kommissionen der nationalen Parlamente, die 
für Angelegenheiten der Europäischen Gemeinschaft zustän- 
dig sind, als einen Schritt in Richtung auf eine stärker struktu- 
rell ausgerichtete Zusammenarbeit zwischen den nationalen 
Parlamenten und dem Europäischen Parlament, und hält die 
Praxis für besonders vorteilhaft, daß bestimmte nationale Par- 
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iamente Mitglieder des Europäischen Parlaments auffordern, 
sich in vollem Umfang an diesen Ausschüssen zu beteiligen; 

5. ist der Auffassung, daß die Mitgheder dieser Gremien mit 
beratender Stimme Teilnahmerecht an den Sitzungen der 
Ausschüsse des Europäischen Parlaments haben sollten, und 
hält regelmäßige gemeinsame Sitzungen von Vertretern die- 
ser Gremien mit den Fachausschüssen des Europäischen Par- 
laments für notwendig; 

6. empfiehlt zu diesem Zweck den nationalen Parlamenten, in 
ihren Fachausschüssen Verbindungspersonen für die Kon- 
takte zum Europäischen Parlament und seinen Fachausschüs- 
sen zu benennen, die regelmäßig mit den Mitgliedern der 
korrespondierenden Ausschüsse des EP zur Beratung und zum 
Meinungsaustausch Zusammentreffen; 

7. regt den Austausch von Beamten des Europäischen Parla- 
ments und Beamten der Verwaltungen der Parlamente der 
Mitgliedstaaten an und begrüßt, daß das Präsidium des Euro- 
päischen Parlaments einen entsprechenden Beschluß gefaßt 
hat und im Haushalt 1989 bereits Mittel dafür eingesetzt sind; 

8. begrüßt die regelmäßigen gemeinsamen Sitzungen der Präsi- 
denten der nationalen Parlamente und des Präsidenten des 
Europäischen Parlaments; 

9. empfiehlt den Fraktionen des Europäischen Parlaments, regel- 
mäßige Sitzungen der Fraktionsvorsitzenden mit ihren Kolle- 
gen in den nationalen Parlamenten abzuhalten; 

10. beauftragt seinen Institutionellen Ausschuß, zu den Beratun- 
gen bestimmter Sachfragen gezielt Vertretungen der natio- 
nalen Parlamente nach Brüssel einzuladen; dies gilt insbeson- 
dere für die Beratung weiterer Schritte zur Demokratisierung 
und Reform der Europäischen Gemeinschaft auf dem Wege 
zur Europäischen Union; 

11. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschheßung und den 
dazugehörigen Bericht seines Ausschusses den nationalen 
Parlamenten zu übermitteln. 
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